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I. Universitas semper refor-
manda?

Der Imboden-Bericht zur Evaluation
der Exzellenzinitiative ruft neuerlich in
Erinnerung, dass die Diskussion um die
innere Organisation der Universität ein
Dauerthema ist. Der Bericht themati-
siert als Erfolgsbedingung für Exzellenz
(unter 3.2) die „Governance der Uni-
versitäten“; sie ist offenbar von zentra-
ler Bedeutung, wenn „eine Universität
zu den Besten der Welt gehören will.“

Mit solchen Aussagen ist schon des-
halb nicht einfach umzugehen, weil der
gewählte Begriff der Gover-
nance keinen sonderlich prä-
zisen Zuweisungsgehalt hat.
Dieser Begriff erleichtert je-
denfalls das Be-greifen nicht. 

Das zeigt sich schon in
den Ableitungen im Kommissionsbe-
richt (denen ich in vielem zustimme, die
aber eben auch vieles im Unbestimmten
lassen): Man brauche ein gut „entwi-
ckeltes Sensorium“ für „checks and ba-
lances“, die „richtige Mischung zwi-
schen akademischer Selbstverwaltung
(bottom up) und einer starken Leitung

(top down)“, was eine große „Kommu-
nikations– und Konsultationsbereit-
schaft“ aller Führungspersonen voraus-
setze. „Sensorium“ und „Bereitschaften“
zielen auf subjektive Qualitäten von
Führungspersonen; Regeln für „checks
and balances“ müssten einem „Sensori-
um“ vorausliegen, damit man bei sei-
nem Fehlen auch reagieren kann. 

Die Kommission benennt zur Illus-
tration ihres Ansatzes manche Phäno-
mene (Reorganisations- und Integrati-
onsprozesse durch Graduiertenschulen,
Verbünde, Exzellenzcluster als Quer-

schnittsinstitutionen, Professionalisie-
rung durch hauptamtliche Dekane
usw.). Insbesondere die Dritte Förderli-
nie bedinge eine Stärkung der Hand-
lungsspielräume der Hochschulleitung.
Dieser Topos gestärkter Hochschullei-
tungen ist der gewissermaßen subkutane
cantus firmus der Governance-Ausfüh-
rungen: Autonomie-Gewinne der Uni-
versitäten schlössen in der Regel auch
eine Stärkung der rechtlichen Befugnis-
se der Hochschul- und Fakultätsleitun-
gen gegenüber den Gremien akademi-
scher Selbstverwaltung ein. Dieser euro-
päische Trend sei „in den Landeshoch-
schulgesetzen nicht oder wenig ambitio-
niert implementiert“. Die „interne
Steuerungsfähigkeit und das institutio-
nelle Selbstverständnis der Universitä-
ten sei im internationalen Vergleich we-

nig ausgeprägt.“ Interne Steuerungsfä-
higkeit heißt aber offenbar: „Starke in-
terne Governance“, wie sie für interna-
tionale Spitzenuniversitäten typisch sei.
„Stark“ ist solche Governance, wenn sie
die Universitäten von oben steuern
kann. Kurzum: Die Kommission steht
unter dem Eindruck, an den deutschen
Universitäten bestehe immer noch ein
großes ungenutztes Potenzial und ein
substanzieller Nachholbedarf beim The-
ma universitäre Governance.

II. Vom Nutzen der Lektüre der
Gesetze

Universitäten sind steuerfinanzierte, öf-
fentlich-rechtliche Rechtspersonen, de-
ren Ressourcenverwendung rechen-
schaftspflichtig ist. Deshalb ist ihre Or-
ganisation so geregelt, wie sie der de-

mokratische Gesetzge-
ber für funktionsgerecht
hält. Die Universität
kann sich ihre Organisa-
tion im Grundsätzlichen
nicht selbst „basteln“.

‚Checks and balances‘ sind Gegenstand
normativer Anordnung, also indisponi-
bel, wenn sie in Grenzen auch unter-
schiedlich „gelebt“ werden können. Im
Bericht ist das eine das „Formale“, das
andere die „gelebte Realverfassung“.
Das ist nur richtig, wenn man sich von
der Größe der Spielräume keine illusio-
nären Vorstellungen macht. 

Wenn man die im Bundesstaat na-
turgemäß nicht völlig einheitlichen
Landeshochschulgesetze liest, wird der
vorgetragene Befund allenfalls noch als
Zerrbild erkennbar, wie es gelegentlich
„Hochschulleiter“ vortragen nach dem
Motto: „Wenn man mich als allkompe-
tenten und allgütigen Universitätsherrn
doch gewähren ließe …“. 

Die Hochschulgesetze der jüngeren
Vergangenheit haben die Gremienuni-
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versität, die die Ordinarienuniversität
abgelöst hatte, doch längst als ineffizien-
ten Organisationsfehler erkannt. Sie ha-
ben die Autonomiegewinne, die vor al-
lem mit den Globalhaushalten einherge-
gangen sind, doch insbesondere bei den
Leitungsorganen ankommen lassen. Das
wichtigste Steuerungsinstrument sind
Ziel- und Leistungsvereinbarungen, an
denen die Kollegialorgane der Universi-
tät nicht effektiv beteiligt sind. Ziel- und
Leistungsvereinbarungen disponieren
über Forschungsmöglichkeiten, weil sie
finanzrelevant sind. An den Planungs-
prozessen sind die Kollegialorgane nur
marginal beteiligt. Ihre
Kreationsrechte (Wahl des
Rektors/Präsidenten oder
Dekans) sind für die Wahl
des Rektors an einen frem-
den Willen (Hochschulrat)
gebunden. Gleiches gilt für
die Abwahl von Rektor/Dekan (mit hö-
herer Varianz bei den Dekanen). Die
Residualkompetenz liegt bei den Hoch-
schulleitungen, die Kollegialorgane müs-
sen ihre Zuständigkeit aus Enumeratio-
nen ableiten. Soweit die Selbstergän-
zung der verantwortlichen Wissen-
schaftler auf die Hochschulen übertra-
gen ist, liegt die Letztentscheidung
„nach der Realverfassung“ in einer In-
tensität beim Rektorat, wie sie dem Mi-
nisterium nie zugestanden worden ist. 

Das zuerst die Ordinarienuniversität
und dann die Gruppenuniversität be-
herrschende (zuerst enge, dann weite)
Kollegialprinzip ist doch der eigentliche
Verlierer in der manageralen Universi-
tät. Es ist doch längst ein einigermaßen

gemeinkundiger Befund, dass Autono-
miezuwächse in der Vergangenheit die
Autonomie der Hochschulleitungen und
nicht die der Kollegialgremien der
Hochschulen forciert haben (Scholz/
Stein FuL 2015, 552). 

Welche Wünsche bleiben nach der
Lektüre der Hochschulgesetze der meis-
ten Länder denn noch offen? Zweifel
am Befund der Kommission weckt auch
die Korrelation von Hochschulautono-
mie im Sinne einer Reduzierung minis-
terieller Einflussmöglichkeiten und Leis-
tungsfähigkeit der Universitäten. Baden-
Württemberg und Bayern bleiben hinter

dem Autonomiegrad des nordrhein-
westfälischen Rechts nach Maßgabe des
(inzwischen allerdings gesetzlich rück-
wärtsgewandt reformiert) Hochschul-
freiheitsgesetzes zurück, sind aber insge-
samt erfolgreicher als die Universitäten
in Nordrhein-Westfalen und in den übri-
gen Bundesländern. 

III. Zwischenbemerkung
Unbeschadet der Richtigkeit der Fest-
stellung, dass ein System sich selbstblo-
ckierender Kollegialität, das sich im un-
günstigsten Fall zur organisierten Ver-
antwortungslosigkeit denaturieren
kann, überrascht aus politischer und
wirtschaftlicher Perspektive das Zutrau-
en in die Leistungskraft von top down

Leitungsentscheidungen (wenn man die
Position der Kommission vergröbert
wiedergibt). Dahinter steht doch unaus-
gesprochen die Überzeugung, dass Ent-
scheidungen, die in neu projizierter
‚Einsamkeit und Freiheit‘ (Helmut
Schelsky) der Hochschulleitung getrof-
fen werden, nötig sind, um eine Hoch-
schule wirklich voranzubringen. 

Entspricht dem irgendeine Empirie?
Politisch vertrauen wir im parlamentari-
schen System u.a. auf das Formprinzip
der Kollegialität und der checks and ba-
lances – und nicht auf einsame Ent-
scheidungen. Wenn uns gelegentlich

einzelne Entscheidungen als
„einsame Führung“ vorkom-
men, sollte man nicht überse-
hen, dass sie anschließend im
System mit nachträglicher
Legitimation oder Delegiti-
mation verarbeitet werden. 

In anderen Sektoren funktionaler
Selbstverwaltung (z.B. der freien Berufe
oder der Vertretung der Wirtschaft in
Industrie und Handelskammern) oder
erst recht bei der gebietskörperschaftli-
chen Selbstverwaltung (Gemeinde und
Kreise) käme niemand auf die Idee,
nach einer Kommandostruktur des Ent-
scheidens im Interesse einer höheren
Entscheidungsqualität zu rufen.

Schließlich: Sind wir eigentlich si-
cher, dass wir für den Organismus der
Großunternehmen mit ihrer vorsichtig-
caesaristischen Struktur die optimale
Lösung gefunden haben? Wird in der
Wirtschaft nicht auch intensiv über das
Thema „flachere Hierarchien“, also we-
niger Caesarismus, diskutiert?
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»Das Kollegialprinzip ist doch der
eigentliche Verlierer in der managerischen
Universität.«
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IV. Vom Nutzen der Lektüre der
Verfassung   

Das „Produkt“, das die manageriale
Universität hervorbringen soll, entsteht
völlig unabhängig von organisations-
rechtlichen oder governancegestützten
Mechanismen: Es soll das Neue in die
Welt gebracht werden. Das setzt Kreati-
vität, Fleiß, Beharrlichkeit von Indivi-
dualisten voraus, die gleichwohl häufig
im Team kooperieren und zumeist für
ihre Forschung Geld brauchen. Der Er-
folg ist nicht planbar, selten vorherseh-
bar, nicht einmal monetäre Incentives
mögen ihn herbeizuzwingen. Das Be-
einflussbare erschöpft sich
in der Identifikation und
Gewinnung möglichst leis-
tungsfähiger Wissenschaft-
ler. Schon deren Identifika-
tion setzt regelmäßig
Kenntnisse voraus, die in
der Vielzahl der Fälle bei der Leitungs-
spitze nicht vorhanden sind; deshalb
bedarf die Berufung eben auch einer
zweckrationalen Vorbereitung durch
ein entsprechendes Verfahren, das der
Leitungsspitze nur begrenzten Einfluss
gestattet, damit nicht aus angemaßtem
Fremdwissen entschieden wird. 

Die Verfassung weiß alles dies: Sie
räumt der Wissenschaft und ihrer Eigen-
gesetzlichkeit einen Freiraum ein, der
auch jeder Organisation, auch wenn sie
Governance genannt wird, Grenzen
zieht. Das gilt kraft nationalem Verfas-
sungsrecht und kraft Uni-
onsrecht (Art. 5 Abs. 3 GG,
Art. 13 GRCh). Das Frei-
heitsversprechen für die
Wissenschaft ist natürlich
nicht realitätsfremd und
blind gegenüber der Tatsa-
che, dass sich diese Freiheit nur inner-
halb einer Organisation entfalten kann,
dass sie auf die Nutzung der knappen
Ressource Steuergeld angewiesen ist,
dass der einzelne Forscher in der Ver-
einzelung nicht mehr der Grundfall wis-
senschaftlicher Arbeit ist. Die Verfas-
sung gibt dem demokratischen Gesetz-
geber auch Raum, sein Bild der Univer-
sität als „Gelehrtenrepublik“ klassischer
Prägung oder als managerial gesteuer-
tem, übrigens immer auch bürokrati-
schen, Organismus zu normieren. 

Deshalb hat das Bundesverfassungs-
gericht die große Weichenstellung in der
Hochschulorganisation von der Ordina-
rienuniversität zur Gruppenuniversität
auch nicht für verfassungswidrig befun-
den. Das Kollegialprinzip als Grundver-
fassungsnorm blieb erhalten. Entschei-

dungen, die im Kern wissenschaftlich
geprägt waren, durften aber nicht ohne
maß-gebenden Einfluss der Wissen-
schaftsseite getroffen werden. Entschei-
dungen aus angemaßtem Fremdwissen
war vorgebeugt. 

Als dieses Modell nach einigerma-
ßen einheitlicher Auffassung aller Beob-
achter (aus welchen Gründen auch im-
mer) gescheitert war – dieser Befund
war seit Anfang der 90er Jahre des vori-
gen Jahrhunderts einigermaßen stabil -,
hat das Gericht auch die Wende zur ma-
nagerialen Universität im Grundsatz ge-
billigt (Brandenburg-Beschluss) und auf

Sicherungsmechanismen gegenüber der
Hierarchisierung von Entscheidungen
zunächst verzichtet, weil es meinte, es
genüge, die individuelle Wissenschafts-
freiheit zu schützen. 

Erst mit dem Hamburger-Dekane-
Beschluss und dem Beschluss zur Medi-
zinischen Hochschule Hannover grenzt
das Gericht den Modus der Hierarchie
stärker ein, indem Hierarchieprinzip
und Kollegialprinzip für im Kern wis-
senschaftliche Fragen zum Ausgleich ge-
bracht werden. Das Gericht wendet sich
zwar nicht gegen die Stärkung der Lei-

tungsebene auf zentraler und fakultärer
Ebene, verlangt aber, dass die Träger des
Kollegialprinzips mit den Trägern des
hierarchischen Prinzips gewissermaßen
im Dialog bleiben, indem eine Responsi-
vität zwischen Kompetenzanreicherung
auf der Leitungsebene und den Kon-
trollkompetenzen der Kollegialebene
verlangt wird. Je mehr Kompetenzen zu
Leitungsaufgaben werden, desto mehr
Kontrolle ist auf der Kollegialebene zu
leisten. Durch das Medium der Kontrol-
le wird die Vermittlung von Top-Down-
Entscheidungen gewissermaßen „er-
zwungen“. Wichtigster Hebel in diesem
Zusammenhang ist die Möglichkeit, den
Amtsverlust durch Abwahl herbeizufüh-
ren. Wer sich nicht darum bemüht, hie-
rarchische Entscheidungsverantwortung
im Kollegium des Senats oder des Fa-

kultätsrats rückzuversichern, muss um
sein Amt fürchten müssen. 

Allerdings reichen kommunizierende
Röhren für hierarchisches Entscheiden
und Kontrolle allein nicht aus. Das Ge-
richt identifiziert auch Entscheidungen,
die wichtigste ist die Zielvereinbarung,
an denen der Senat entscheidungserheb-
lich mitwirken können muss. Gleiches
gilt für Planungsprozesse, die nicht ohne
kollegiale Mitsteuerung wirksam wer-
den dürfen.

Hinter diesen Deduktionen steht als
verfassungsrechtliches Eckdatum, dass
Strukturentscheidungen wissenschafts-

prägender Natur keine bloßen
Management-Entscheidungen
sein dürfen. Den Leitungsorga-
nen dürfen dann weitreichende
Kompetenzen zustehen, wenn
die daraus abgeleiteten Ent-
scheidungen vor ihrer Wirk-

samkeit im Kollegialzusammenhang
insbesondere mit den Wissenschaftlern
und den Wissenschaftlerinnen im Ge-
spräch gehärtet worden sind. Top-
Down- und Bottom-up-Prozesse sollen
sich im Diskurs begegnen, statt der Hie-
rarchie freie Bahn zu geben. „Freie
Bahn“ würde dazu führen, dass Lei-
tungsorgane auf der Basis angemaßten
Fremdwissens agieren. Das aber wäre
nicht wissenschaftsadäquat. Und das ist
keine Frage des „Sensoriums“ oder der
„Bereitschaft zum Diskurs“, sondern
zwingende Vorgabe, wenn es um die

Gesamthandsverantwortung
von Wissenschaft und Hoch-
schulleitung für Zielvereinba-
rungen und wissenschaftsstruk-
turelle Entscheidungen von
vergleichbarem Gewicht geht.
Was die Gesetze den Hoch-

schulleitungen derzeit an Kompetenzfül-
le gewähren, geht demnach punktuell zu
weit.

In der verfassungsrechtlichen Logik
dieses Systems liegt nicht die Ausstat-
tung der Leitungsebene mit weiteren
Kompetenzen, wie dies der Kommissi-
onsbericht anzudeuten scheint (ohne
eventuell dafür geeignete Zuständigkei-
ten zu benennen). In der Logik dieses
Systems wird vielmehr die Wissen-
schaftsseite intensiv mit der Erwartung
belastet, dass sie sich der Mitgestal-
tungsverantwortung durch Mitentschei-
den und Kontrolle auch stellt. Vom
MHH-Beschluss geht die Botschaft an
die Wissenschaftler und Wissenschaftle-
rinnen aus: Kümmert Euch um Eure
Hochschule und überlasst sie nicht al-
lein der Hochschulleitung!
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»Strukturentscheidungen wissenschafts -
prägender Natur dürfen keine bloßen
Manage ment-Entscheidungen sein.«

»Je mehr Kompetenzen zu Leitungs -
aufgaben werden, desto mehr Kontrolle
ist auf der Kollegialebene zu leisten.«


